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Basel-StadtFreitag, 6. Juni 2025

Immer mehr sind krank
Innerhalb von fünf Jahren haben sich die Kosten für Krankheitsfälle von Basler Lehrpersonen fast verdoppelt.

Zara Zatti

«Das überrascht mich gar
nicht», lautet die Antwort von
Jean-Michel Héritier, Präsident
der Freiwilligen Schulsynode
Basel-Stadt (FSS), auf die alar-
mierenden Zahlen. Seit 2022
melden sich offensichtlich im-
mermehrLehrerinnenundLeh-
rer krank. Das zeigt der Bericht
der Finanzkommission des
Grossen Rats zur Rechnung
2024. Seit 2022 haben die
Krankheitsabwesenheiten –und
die damit verbundenen Kosten
– sprunghaft zugenommen.Gab
der Kanton 2019 noch 4,3 Mil-
lionen Franken aus, waren es
2024 8,3Millionen.

WährenddieAnzahl Lektio-
nen seit 2018 um 15 Prozent ge-
stiegen ist, haben die Kosten für
StellvertreterinnenundStellver-
treter um 53 Prozent zugenom-
men. Gegenüber der Finanz-
kommission mutmasste das Er-
ziehungsdepartement (ED)über
folgendeGründe für die Zunah-
me:dieErhöhungdesbezahlten
Urlaubs bei Betreuungsengpäs-
sen von sechs auf zehnTage seit
2021, die Verdoppelung des
Vaterschaftsurlaubsvonzweiauf
vierWochenseit 2022 sowieder
AbbauvonangesammeltenLek-
tionen- undFerienguthaben.

EineAnalyse sollKlarheit
bringen
EineAufschlüsselungzeigtaber,
dassvorallemdieKrankmeldun-
gen zugenommen haben. Und
hier scheint das ED mit seinem
Latein am Ende zu sein. Ob es
sich beim Phänomen um Nach-
wirkungenderCovid-Pandemie
handeltundobdieserEffektspe-
zifisch für die Volksschulen ist,
konnte das ED der Finanzkom-
mission nicht beantworten. Auf
Anfrage heisst es: «Für diese
Entwicklung gibt es keine ein-
deutigeErklärung,manmusssie
in einemgrösserengesellschaft-
lichen Zusammenhang sehen».
Das Departement will nun eine
Arbeitsgruppe einsetzen, die
eine Analyse für die Ursachen
derKrankheitsausfälle erstellt.

Besorgniserregende Zahlen zu
Burn-out-SymptomenbeiLehr-
personen gibt es schon lange.
Die immerhöhereBelastung sei
seit vielen Jahren bekannt, sagt
Jean-Michel Héritier von der

FSS, dem Berufsverband für
Lehrerinnen und Lehrer in
Basel. Dass die Krankheitsfälle
seit 2022ansteigen, kanner sich
mit mehreren Gründen erklä-
ren.ZumeinenwardadieCoro-
na-Pandemie, welche viele Ab-
läufe in den Schulen durchein-
anderbrachte. Schülerinnenund
Schüler haben seither vermehrt
mit psychischen Problemen zu
kämpfen, immer mehr verwei-
gerndenBesuchderSchuleüber
längere Zeit. «Da sind viele
schwierige Dynamiken in einer
Schulklasse, welche die Lehr-
personen auffangen müssen»,
sagtHéritier.

Dann komme die Integrati-
ve Schule dazu: «DieHeteroge-
nität ist gross und es fehlte bis-
her oft an geeigneten Mitteln,
demsinnvoll zubegegnen.Es ist
manchmal nur schwer stemm-
bar.»AuchderUmgangmit So-
cialMedia schaffeeine zusätzli-
cheBelastung, sagtHéritier, der

selbst unterrichtet: «Dürfen
Schülerinnen und Schüler im
Klassenlager das Handy nicht
benutzen, dann zeigenmanche
Entzugserscheinungen.»

Cramerwolltekein
Gesundheitsmanagement
Die FSS fordere schon seit län-
gerem Massnahmen, um die
LehrerinnenundLehrer zu ent-
lasten. Ein Betriebliches Ge-
sundheitsmanagement (BGM)
an den Schulen stand dabei im
Vordergrund.Bei einemsolchen
wird alle paar JahremittelsUm-
frage evaluiert, wo die grössten
Belastungen liegen.DieFSShat-
te ein solchesBGMandenSchu-
len bereits beim ehemaligen
ED-VorsteherConradinCramer
eingefordert. Ohne Erfolg. «Es
wurde bisher nicht als wichtig
genugeingestuft.Dasbedauern
wir sehr», sagtHéritier.Nächste
Woche wird die FSS das Vorge-
hen erneut fordern, dieses Mal

bei einemTreffenmit demneu-
en ED-VorsteherMustafa Atici.

AuchdieFinanzkommission
bemängelt, dass das ED nicht
schon früher analysiert habe,
wieso das Lehrpersonal immer
öfter krank wird. «Schliesslich
wurde der sprunghafte Anstieg
schon 2022 verzeichnet. Für die
Finanzkommission ist nicht ver-
ständlich, warum die Arbeits-
gruppenichtschonunterdervor-
herigen Departementsleitung
eingesetztwurde,wodochoffen-
sichtlich ist,dassohneeingenau-
eres Verständnis des Anstiegs,
keine Massnahmen zu dessen
Bewältigung getroffen werden
können», heisst es imBericht.

Das ED würde sich zudem
primär auf den Abbau der Kos-
ten fokussieren. «Bezüglich
Massnahmen, die die Gesund-
heit des Personals verbessern,
verweist das ED auf die bereits
jetzt existierenden Beratungs-
und Freizeitangebote.»
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Grossrätin will Unterricht in weiteren Landessprachen
Nora Hoffmann

Diese kürzlich veröffentlichten
Zahlen gaben zu denken: In Ba-
sel-Stadt erreichen nur 55 Pro-
zentderSchülerinnenundSchü-
ler der 3. Sekundarschule im
FranzösischunterrichtbeimHör-
verstehen die Grundkompeten-
zen – beim Leseverstehen sogar
lediglich 46 Prozent. «Mehr als
die Hälfte aller Schulabgänger
versteht also kaumFranzösisch,
obwohldasFachseitderPrimar-
schule unterrichtet wird»,
schrieb amTag darauf dieMitte
Basel-Stadt in einer Interpella-
tionundwolltevomRegierungs-
ratwissen, inwiefernman inBa-
sel jetzt beim Französischunter-
richt über dieBüchermüsse.

Fremdsprachen sind auf al-
len Schulstufen ein Thema. Ak-

tuellbefindetsichBasel-Stadtge-
meinsammit den Kantonen Ba-
selland und Solothurn in einer
Überarbeitung der Fremdspra-
chenstrategie. Eine vertiefte
AnalysesollgemässRegierungs-
angabenAnfang2026vorliegen.

Grossrätin Sandra Bothe-
Wenk (GLP) legtnundenFinger
auf die Stärkung der Landes-
sprachenFranzösischund Italie-
nisch für verschiedene Fächer –
durch Immersionsunterricht,
bei dembeispielsweiseBiologie
oderGeschichte inderZielspra-
che unterrichtet werden. Ein
Beispiel sei das Gymnasium
Münchenstein, das einzelneFä-
cher aufFranzösischunterrichte
undeinkostenfreiesAustausch-
semester in der Romandie an
einem kantonalen Gymnasium
ermögliche – verbunden mit

demAlltag in einer französisch-
sprachigenGastfamilie.

Das Angebot steht in Mün-
chensteinSchülernallergymna-
sialenProfileoffen.«DieseForm
desSpracherwerbs istpraxisnah,
wirkungsvoll und breit an-
erkannt: Sie stärkt die individu-
elle Bildungslaufbahn und för-
dert indiesemModelldennatio-
nalen Zusammenhalt», so
Bothe-Wenk.

Weiterentwicklungder
Fremdsprachenstrategie
Sie schreibt in einem Anzug an
dieRegierung:«ImRahmender
laufenden Überarbeitung und
Weiterentwicklung der Fremd-
sprachenstrategieundunterBe-
rücksichtigungderErfahrungen
jener Gymnasien, die bereits
Immersionsunterricht in Fran-

zösischund/oder Italienischan-
bieten, wird der Regierungsrat
beauftragt, zu prüfen, ob und
wieeinentsprechendesAngebot
in Französisch und Italienisch
(jeweils separat) andenGymna-
sien des Kantons Basel-Stadt
eingeführtwerdenkannundmit
welchemZeithorizont.»

WeitersollderRegierungsrat
Varianten zur Einführung eines
Austauschsemesters oder be-
stehende Modelle aus anderen
KantonenprüfenunddieAuswir-
kungen auf dieGleichwertigkeit
der Landessprachen sowie auf
die Attraktivität des Sprach-
erwerbs in Basel-Stadt aufzei-
gen. Weiter fragt Bothe-Wenk
nachderMöglichkeit, einezwei-
sprachige Maturität Deutsch/
FranzösischoderDeutsch/Italie-
nisch anzustreben.

ErgänzendwirdderRegierungs-
rat beauftragt, zu prüfen und
darüber zu berichten, welches
Potenzial Immersionsunterricht
in Englisch, Französisch und
Italienisch an den Fachmittel-
schulen (WMS, IMS, FMS) im
Hinblick auf die Förderung der
Sprachkompetenz sowie die
Anschlussfähigkeit an den
Arbeitsmarkt und die Tertiär-
bildung bietet.

«Von Interesse ist dabei
auch, inwiefern solcheAngebo-
te gezielt zur Fachkräftesiche-
rung beitragen könnten», so
Bothe-Wenk. Konkret gehe es
um den Bereich Französisch-
unterricht in Zusammenhang
mit der Studienwahl an der Pä-
dagogischen Hochschule der
Fachhochschule Nordwest-
schweiz (FHNW).

«Die immer
höhere
Belastungder
Lehrpersonen
ist seit vielen
Jahren
bekannt.»
Jean-MichelHéritier
FSS

Die Kosten des
«Berichts Schefer»
Personalmassnahmen DerBe-
richt von Strafrechtsprofessor
Markus Schefer brachte erheb-
liche Missstände bei der Basler
Polizei zu Tage. In der Folge
wurdenderPolizeikommandant
Martin Roth und weitere Lei-
tungspersonen freigestellt. Das
ArbeitsverhältnismitRothwird
per 31. Juli 2025 beendet.

Im Bericht der Finanzkom-
mission des Grossen Rats zur
Rechnung 2024werdennundie
«unmittelbarenfinanziellenAus-
wirkungen»desBerichts thema-
tisiert. Für «pendente Personal-
massnahmen» seien im Justiz-
und Sicherheitsdepartement
(JSD) gesamthaft kurzfristige
Rückstellungen über 1,9 Millio-
nen Franken gebildet worden.
Dazu gehören Abgangsentschä-
digungen, interimistischeBeset-
zungen und die juristische Be-
gleitung.

Das JSDwill aufAnfragewe-
der bekannt geben, ob die 1,9
Millionenausgeschöpftwurden,
noch eine Aufschlüsselung der
Kosten preisgeben. Dies, weil
dies Rückschlüsse auf die Tren-
nungsmodalitätenmit ehemali-
gen Polizeileitungsmitgliedern
erlaubenwürde. (bz)

Restaurants erneut
länger geöffnet
Women’sEuro AmMittwoch, 2.
JuliwirddieUefaWomen’sEuro
2025 in Basel angepfiffen. Ins-
gesamt finden fünf Spiele im
Basler St. Jakob-Park statt –
nebstdemEröffnungsspiel auch
ein Viertelfinal und das Final-
spiel.DieBevölkerungsowiean-
gereiste Fans sollen dieses be-
sondere Sportereignis in der
eigenenStadt gebührend feiern
können. Deshalb gelten wäh-
rend der Fussball-Europameis-
terschaft derFrauen fürRestau-
rationsbetriebe angepassteÖff-
nungszeiten, wie das Bau- und
Verkehrsdepartement (BVD)
mitteilt. Heisst: Restaurants
dürfen im Innenraumdurchge-
hend geöffnet bleiben. Im Aus-
senbereichdürfen sie im Innen-
stadt-Perimeter bis um 2 Uhr
wirten, indenAussenquartieren
bis um 24 Uhr. Eine Ausnahme
gilt fürdenBereich rundumdas
Stadion St. Jakob-Park: Auf An-
frage kann geprüft werden, ob
auchdieseRestaurantsbis 2Uhr
morgensoffenhabendürften, so
das BVDweiter.

MaximaldreiMetergrosse
Fernsehgeräte
Gastro-Betriebe, die imAussen-
bereich Fernsehgeräte aufstel-
len, benötigenhierfürkeinewei-
tere behördliche Bewilligung
(allfällige Übertragungsrechte
ausgenommen).Beschallungen
Übertragungen sind imAussen-
bereich von 14 bis 24 Uhr er-
laubt.

Bei denFernsehgerätendür-
fenkeine zusätzlichenLautspre-
chereingesetztwerden.Ansons-
ten gilt im Aussenbereich ein
Musikverbot.DieFernsehgeräte
dürfen eine maximale Bild-
schirmdiagonale von drei Me-
tern aufweisen. Wer eine Gast-
wirtschaft betreibt oderAnlässe
organisiert, sei gebeten, für ein
rücksichtsvollesMiteinander zu
sorgen. (bz)


